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l84/Ada A n fra g e b ea n t w it. X' tu A , 
zu 231/J uelSO/J 

Auf die AnfragEn der AbgoDroP. f e i f e r und Genossen, betreffend 

4ie Feststellung der sogenannten"Illegalität" bzwo nLegalität tt ehemaliger 

Nationalsozialisten und die Auskunfterteilung hierüber, teil tBundes­

kanzl~r Ing.R a a b nachstehend~9 mits 

Das Verbotsgesetz in seiner ursprünglichen Fassung (StGBI.Nro13/l945) 

hat in seinen Art.III (insbesondere § 10 ff~ und rl besondere Bestimmungen 

Begen "Illegale" vorgeseheno Demnaoh war auch gemäss § 13 Abs.2 der 

NS-Reg:l:atr.-Vdg. vom 11.Juni 1945, 8tGB1"Nrcl;;, der Name zu verzeiohnender 

Illegaler in dEiln Registrierungsl:1sten rot zu unterstreichen. 

Das Verbotsgesetz in der Fassung der3.Verbotsgesetznovelle 

(Verbotsgesetz 1947) untersoheidet zwisohen minderbelasteten und be­

lati'teten Personen. Für diese Einstufung ist der Begriff der Illegalität 

belanglos. Die Bestimmungen über aie Illegalität (§ 10 Verbotsgesetz 1947) 

sind daher s"m Verbotagesetz 1947 nicht u~ter ArtoIV (Bestimmungen über 

sühnepflichtige Personen), sondern unteJi Art.III (strafreohtliohe Sonderbe­

stiUlJllungen), subsumiert. Bomi t sind die Bestimmungen des § 10 des Verbots­

gesetzes :l947 1m Gegensatz zu den Bestimmungen des § 10 des Verbotsgesetzee 

in ee1ner~rBprüng11ohen Faseull.g nur mehr für eine Verfolgung 'duroh die 

Gertohtevon :Bedeutung~ lm übrj,gen ersoheint die Zuständigkeit der Re­

g1strieru:ngsbehCSrde zur Entsohe idung über die Frage der Illegalität auoh 

4eahal.b nioht mehr gegeben, weil die seinerzeitige gesetziiche Grundlage, 

Jo';'cher Bntsoheidungenp der § 1.3 .Aba.2 der N§-~~gistr.-Vdg., StGB1.Nr.le/ 

.1,945, ~Useer Kraft gesetzt wurde {vgl. ~er Verordnung zur Duroh-

tüh~ <1esVerbotsgeaetzea 1947, BGBloNr.64/l947, ohne dass eine an4ere 

&'eae~~l4:c~e Grundlage dafür gesohaffen worden wäre. Daraus muse der 

aohl~as ß'ezoßen werden, dass die Registrierungsbehc;rden einsohliessUoh 

der~~8chwerdekommission! seit deIll Inkre.:f'ttreten der JctV.erbotsgesetz­

noveltle :J).icht mehr bereohti~ sind, über die Frage der Illegalität 

au ent sches"den. 

Angesiohts der duro~,das ;I:nkratttreten der 3oVerbotsgesetznovelle 

6eänderten Reohtslage hat auch das Bundesministerium für Inneres mit 

~rlass VOIll 28D7.l947, Zlo9ltt750-2/47, die unterstellten Registrierungs­

beMmen angewiesen, anhängige E~.nspl'Üohe bzwoBesohwerden, die sich nur 
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gesen die rote Namensunterstreichung in den Reg.istrierungsliaten richte­

ten, bescheidmässig, 61s9 unter Einräumung entsprechender Rechtsmitt'l, 

als gegenstandslos zurückzuweisen, da bei der gemä.ae § 10 der Durch-

fUhrungsverordnung zum Verbotsge~etz 1947 vom 10 0 301947, BGB1.Nro64, 
Torsunehmenden Neuanlage der Registrierungslisten die Kennzeichnung 

einer verzeiohneten Person als "Illegalert9 nicht mehr stattfindet, sohin 
. ! 

diese Rechtsmittel duroh die Gesetzgebung überholt seieno 

Die ÄUffassuhß, dass die Registrierungsbehörden nach dem Verbots­

geletz 1941 über die Frage der Illegalität nicht mehr zu entscheiden 

haben, hat auch der VerWaltungagerichtshof in seiner Reohtsprechung ver­

trete~. 80 hat er u.a. i~ den Entscheidungsgründen des Brkenntnisses 

Tom 4.12.1951, Zl.2784/50, ausdJ;'Ü.oklich die Rechtsauffassung der Be­

sohwerdekolllllliss1on bestättgt, dass d.iese nach dem VG o 1947 nicht festzu­

stellen hat, ob Illegalität vQrhanden ist, jedooh im Sinne des § 4 (,) 

V~rbotsge8etz 1947 über die Dauer des Zustandes, der die Registrierunes· 

pflicht begründet, abzusprechen hat. Im übrigen wird auch in dem in 

der -intrage zitierten Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes die .Auf­

faaaull&' vertreten, dass nach der heutigen Recht slage wohl die Frage. 

in~erhalb welcher Zeit ein Meldepflichtiger der NSDAP angehOrt habe, 

Ton Bedeutung ist, hingegen bestätigt, dass das Nationalsozialisten­

gesetz die Zweiteilung der österreichisohen ehemaligen Mitglieder der 

liSDAP in ItIllegalen und "NichtillEigale" nioht mehr kennt, und d~s Er,. 

kenntnis der Beachwerdekomm~ssio~. die die Berufung als ~nzulässig zu­

raokgewiesen hat, nur deshalb aufgehoben, da über die Dauer der Zuge­

hßrigkeit des Beschwerdeführers zur NBDA~ nicht entschieden wurde. 

Nach Art.22 des Bundes-Verfassungsgesetzes sind alle Organe des 

»undes, der Gemeinden und der Länder im Rahmen ihres Wirkungsbereiches 

zur wechselseitigen Hilfeleistung verpflichteto Es sind daher auoh die 

Registrierungsbehörden nicht nur berechtigt, sondern verpfli&htet, 

der Dienstbehörde auf Anfrage Auskunft zu geben, wie ein ehemaliger 

Jationalsozialist verzeichne.t war. Die Bestimmungen des Bundesver­

~assungsgesetzes vom 13.Juli 1949, BGBl.Nr.162, stehen dem nicht ent­

gegen, da dieses Gesetz ein diesbezügliches Verbot nicht ausspricht. 

Es besteht also die Verpffichtung zur Auskunftserteilung, wie eine nach 

dem Verbotsgesetz 1947 als minderbelastet eingestufte Person vor dem 

Inkrafttreten deaStreiohungsgesetzes - sei es naoh dem Verbotsgesetz 

in seiner ursprüngliChen Fassung, sei es nach dem Verbotsgesetz 1947 -
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verzeiohnet war, daher auch, ob ihr Name seinerzeit rot unterstrichen 

gewesen ist und ob diese Eintragung bis zu dem Zeitpunkt des Inkraft­

tretene der 3.Verbotsgeeetznovelle in Rechtskraft erwaohsen war oder 

nioht. 

Dem erwähnten Verf'assungsgesetz kommt 1m übrigen keineJRüokwirkung 

zu. Die in diesem Gesetz angeordnete Stre iChttng kann daher nur pro 

futuro wirken. Pro praeterito hat das ~esetz daher keine Rechtswirkungen 

naoh sich gezogen. Es hat daher insbesondere auch nicht die Fiktion 

geschaffen, dass die tatsächlich verzeichnet gewesenen Personen ex tune 

als nicht verzeichnet anzusehen sind o Auch eine andere den § 7 ~bSD4 

des Verbotsgesetzes 1947 beeinträchtigende Wirkung kann aus dem in Re~e 

stehenden Verfassungsgesetz nicht abgeleitet werdeno 

Eine Bestimmung) wonaoh es den Regi.stl'ierungsbehörden verboten 

wäre, aus deß auf' Grund des Verbotsgesetzes 1945 angelegten Listen 

Dienatbehl:Srden A.uskünfte zu erteilen, ist nicht ersichtlicha 

Was die im letzten Absatz des Fragepunktes gemachten Ausführungen 

. anlangt, muss darauf verwiesen werden, dasB das Bundesministerium. für 

Inneres mit dem bereits zitierten Erlass vom 28 .. Juli 1947, Zl.91.705-2/47, 

die iegistrierungsbehörden lediglich eingeladen hat, ~nhängige Binspräche 

bzw. Besohwerden, die sioh nur gegen die rote Namens-Unterstreiohung 

in den Listen der NS richteten~ tunlichst dadurch zu erledigen, dass 

die Einspruch- bzwoBesohwerdevnrber durch Belehrung über die geänderte 

Reohtslage zur Zurückziehung ihras Einspruohes bzw. ihrer Beschwerde. 

veranlasst werden, andererseits wurd€n die RegistrierungsbQhl:Srde~ 

ausdrücklioh beauftragt, über den Einspruch mit Bescheid zu erkennen 

bzw. die Besohwerde der Besohwerdekommission zur Entscheidung vorzu­

legen, wenn eine Erledigung des Einspruohes oder der Besohwerde auf 

dem vorgeschlagenen Weg nicht möglich ist. 

Weder dem Bundesministerium für Inneres nooh dem Bundeskanzleramt 

a1nd bisher Klagen darüber bekannt geworden, dass durch einen "unzulässi­

gen amtliohen Druck" Rechtsm~ttelwerber veranlasst worden sind, Ein­

sprüche bzw. Beschwerden zurückzuzieheno 

Im übrigen hat 4ie Praxis gezeigt, dass die Dienstbehörden bei 

Widerlegung des Verdachtes der Illegalität trotz Vorhandenseins von 

Eintragungen mit roter Namens-Unterstreichung Entlassungen gemäss § 14 

des Verbotsgesetzes in seiner ursprünglichen Fassung au~gehobenhaben. 
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